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Rudolf Hickel                                        28. 3. 2026  

 

Vermehrte Signale zu einer Wirtschafspolitik auf Kosten des Klimas: 

Mit der sozial-ökologische Transformation raus aus der fossilen 

Falle  

1. Die Klimakrise spitzt sich trotz vieler Maßnahmen weiter …….. 

Die Klimakrise schreitet kraftvoll voran. Wenn der Abbau des CO2-Ausstoßes, 

der als Äquivalent für alle Treibhausgase steht, nicht konsequent fortgesetzt 

wird, dann droht eine Erderwärmung in Richtung 2,5 Grad und mehr. Dazu ge-

hören auch mittlerweile ökologisch irreparable Kippeffekte wie abschmelzende 

Eisschilder in der Antarktis und der auftauende Permafrost.  Die dadurch er-

zeugte zerstörerische Kraft in Form von Unwetter, Überschwemmungen, Hitze 

und Flächenbränden sind ohne massives Gegensteuern nicht mehr beherrsch-

bar. Diese heute erzeugten ökologischen Folgeschäden werden für die nachfol-

genden Generationen zum bitteren Erbe. Mit dem Pariser Abkommen von 2015 

schien die Welt endlich begriffen zu haben, dass diese durch die Menschen ge-

machte Zerstörung der Um- und Lebenswelt nur durch eine aktive Politik zur 

Rettung der Erde zumindest gebremst werden kann. Dafür steht das verein-

barte Ziel, alles zu tun, um die Erderwärmung am Ende auf 1,5 Grad gegenüber 

dem vorindustriellen Zeitalter (vor 1900) zurückzudrängen. Deshalb haben viele 

Industrieländer sowie die EU sich Ziele zum Abbau der Treibhausgasemissionen 

bis auf null gesetzt. Die EU plant mit der Zwischenetappe von minus 55% des 

CO2-Ausstoßes bis 2030 spätestens ab 2050 die Nettoemission komplett zu 

vermeiden. Deutschland hat sein ursprüngliches Zieljahr für die Klimaneutrali-

tät infolge eines Urteils durch das Bundesverfassungsgericht von 2050 auf 2045 

vorziehen müssen. Dazu dient die Zwischenetappe, Ziel, bis 2030 die Treibhaus-

gasbelastung um 65% gegenüber 1990 zu reduzieren.  

 

Eine erste Bilanz zum Aufbruch nach dem 2025 beschlossenen Pariser Abkom-

men ist ermutigend und enttäuschend zugleich.  Immerhin sind unter dem 

Druck des verbindlichen Zieles Klimaneutralität in Deutschland durchaus Er-

folge erzielt worden. Die jüngsten Daten zur Treibhausgasemission für 2025 zu-

sammen mit der Projektion für 2026 des Umweltbundesamtes (UBA) zeigt: 

Deutschland hat mit dem globalen Abbau um 48% an C02 –Äquivalenten bis 

2024 das vereinbarte Zwischenziel übererfüllt. Allerdings verlief das letzte Jahr 

enttäuschend. Die Leitgröße CO2-Äquivalente sank mit 0,1% kaum. Dabei sind 
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nicht als Folge der Umweltpolitik, sondern wegen der Produktionsschwäche 

Deutschlands weniger Treibhausgase emittiert worden. Die Entwicklung in den 

Sektoren verlief allerdings gespalten: Gegenüber dem sinkenden Ausstoß in der 

Industrie und der stagnierenden Energiewirtschaft und Landwirtschaft sind die 

Emissionen in den Sektoren Gebäude und Verkehr deutlich gestiegen. Die Da-

ten für 2025 zeigen zusammen mit der Projektion für 2026, dass das 2030-Zwi-

schenziel mit 65% weniger Treibhausgasemissionen gegenüber 1990 nur mit 

entschiedenen Maßnahmen vor allem im Verkehrs- und Gebäudebereich zu er-

reichen sein wird. Daran sollte die Bundesregierung ihre Klima- und Energiepo-

litik ausrichten.  

2. … Reagiert wird mit Bremsmanövern bei der sozial-ökologischen   

        Transformation  

Die bisherige Bilanz zeigt, gemessen an dem Ziel, mit der Klimaneutralität die 

ansonsten zerstörerisch wirkende Erderwärmung auf 1,5 Grad zu reduzieren, es 

sind weiterhin enorme Anstrengungen erforderlich. Die Wirtschaft ist nur mit 

der Entkoppelung des Wirtschaftens von klimaschädlichen Treibhausgasen 

zukunftsfähig. Dabei ist die verfassungsrechtlich vorgeschriebene Aufgabe der 

Bundesregierung eindeutig. Im Mittelpunkt steht das Urteil von 2021 durch das 

Bundesverfassungsgericht. Verlangt wird, die Klimaneutralität 2045 statt 2050 

gegenüber 1990 zu erreichen. Dazu dient das Zwischenziel: Bis 2030 müssen 

die Treibhausgase (CO2-Äquivalent) auf 55% - zuvor 65% - gesenkt werden. Um 

das Ziel 438 Mio. Tonnen CO2-Äquivalente zu erreichen, beläuft sich nach den 

Daten für 2025 die Einsparvorgabe auf 25 Mio. Tonnen. Die Bundesregierung 

muss also aktiv werden. Dabei sind tiefe Risse, die derzeit noch verkleistert 

werden, unübersehbar.  

 

Die Antipoden sind: die Bundeswirtschafts- und Energieministerin Katherina 

Reiche gegenüber dem Bundesumweltminister Carsten Schneider. Wenn auf 

faule Kompromisse verzichtet wird, ist eine geschlossene Position der Bundes-

regierung derzeit nicht erkennbar. Die ökologische Überlebensfrage wird zum 

Spaltpilz. 

 

Bundesumweltminister Carsten Schneider hat Ende März dieses Jahres ein Kli-

maschutzprogramm vorgelegt. Die dazu unterbreiteten 67 Vorschläge dienen 

dem Ziel, bis 2030 zumindest die derzeitige Lücke von 25 Mio. Tonnen an 
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CO2-Äquivalenten abzubauen. Im Mittelpunkt stehen drei Schwerpunkte, die 

insgesamt eine Ersparnis von gut zwei Dritteln bewirken könnten: Zusätzliche 

Ausschreibung von 12 000 Megawatt Windkraft an Land (-6,5 Mio. Tonnen), 

Dekarbonisierung der Industrie vor allem im Bereich Prozesswärme und Elektri-

fizierung (-4,3 Mio. Tonnen), steigende Treibhausgasminderungsquoten im Ver-

kehr durch die Beimischung CO2-armer Alternativen (höhere Ökosprit-Anteile) 

allerdings unter Verzicht auf ein Tempolimit (-6,3 Mio. Tonnen). 

Im unübersehbaren Widerspruch zu diesem Klimaschutzprogramm für 2030 

mit Maßnahmen zur Dekarbonisierung stehen die Vorschläge und 

Gesetzesentwürfe der Bundesministerin für Wirtschaft und Energie. Ihre 

Vorschläge und Gesetzesentwürfe zielen auf die Reaktivierung des fossilen 

Brennstoffes Gas, die Ausbremsung erneuerbarer Energien, die Abschwächung 

des CO2-Emissionshandels der EU und noch vorsichtig auch den Einsatz von 

speziellen Atomkraftwerke. 

 

Wie mit diesem Fundamentalgegensatz gegenüber der Herausforderung Klima-

krise durch die Bundesregierung umgegangen werden wird, ist derzeit offen. 

Gegenüber stehen sich zwei unversöhnliche Paradigmen: ein an kurzfristigen 

Gewinninteressen ausgerichtetes Wettbewerbssystem gegenüber einem in 

politisch gesetzte ökologische Ziele eingebettetes Marktsystem.  

 

Hinter dem Rollback bei der Energiewende steht einer an Breite gewinnender 

grundlegender Positionswechsel in Sachen Bekämpfung der Klimakrise in der 

Gesellschaft und Wirtschaft. Kurzfristige starke Belastungen, Kostendruck in 

der Wirtschaft und einschränkende Regulierungen schieben sich in den Vorder-

grund. Die zerstörerische Kraft der Klimakrise droht verdrängt zu werden und 

die Leugnung der Gesundheitsbelastung macht die Runde. Umso wichtiger ist 

es, die Sorgen und Ängste unter die Lupe zu nehmen und ökologische Alternati-

ven zu entwickeln.  

In Deutschland zeichnet sich nicht nur durch die Bundesministerin Katherina 

Reiche trotz der bisher erzielten Teilerfolge mit der Transformation eine 

Renaissance fossiler Ressourcen ab. Der längerfristig gigantische Preis dieser 

sich beschleunigenden Klimakrise durch den Rückgriff auf fossile Energieträger 

wird nicht gesehen. Immer lauter werden die durch Menschen gemachte 

Erderwärmung und die daraus folgenden Gesundheitsschäden geleugnet. So 

hat Trump im Februar 2026 die „Gefährdungsfeststellung“ (Endangerment 

Finding) als Basis der amerikanischen Klimaschutzpolitik zurückgenommen.  
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Die 2009 durch die Obama-Administration eingeführte Feststellung 

verpflichtete die Umweltbehörde (EAP), Treibhausgase zu regulieren. Die 

Folgen dieser ökologischen Unwahrheit sind beispielsweise: strenge 

Abgasnormen bei der Autoflotte entfallen sowie Restriktionen der Kohl- und 

Gasindustrie werden gelockert. Trump feiert die Umsetzung der 

zurückgenommenen Gefährdungsfeststellung als die „größte 

Deregulierungsmaßnahme in der Geschichte der Vereinigten Staaten“. 

 

Auch in Deutschland zeichnen sich in der Politik Rückschritte auf dem Weg in 

eine postfossile Wirtschaft ab. Unterschiedliche Erfahrungen, Hemmnisse, Inte-

ressenwidersprüche, aber auch Fehlentwicklungen der bisher vorangetriebe-

nen ökologischen Wende stärken das rückwärtsgewandte Klima. Ein Blick auf 

die Rechtfertigungen eines Ausstiegs aus dem bisher teils durchaus gelungenen 

Einstieg in die ökologische Wende entpuppen sich als interessenbedingte Lob-

byarbeit für Energiekonzerne. Dies gilt vor allem für Vorschläge zur Reaktivie-

rung der Kohle und die Energieträger Gas und Öl. In letzter Zeit kommt die lau-

ter werdende Forderung nach der Reaktivierung der Kernindustrie dazu. All die-

sen Aktivitäten in Richtung einer Stärkung der fossilen Wirtschaftsweise ist ge-

meinsam: Kurzfristige einzelwirtschaftliche Profitabilität durch fossile Energie-

träger zu Lasten der massiven Folgekosten durch die zerstörerische Dynamik 

der Klimabelastung.  

 

Dabei überrascht die CDU/CSU nicht. Sie versucht, ihre Wahlversprechen zum 

Stopp der ökologischen Transformation einzulösen. Dafür steht die geradezu 

messianisch wirkende Bundesministerin für Wirtschaft und Energie. Ihre ange-

strebte Politik überrascht wegen ihres vorangegangenen beruflichen Engage-

ments in der Energiewirtschaft nicht. Katherina Reiches ökologische Rück-

schritts-Politik arbeitet mit Rechtfertigungen, die auch empirisch überprüft 

werden müssen. Hier ist Aufklärungsarbeit über Kosten und gesellschaftlichen 

Kosten einer verhinderten Transformation in Richtung eines künftig ökoklogisch 

nachhaltigem Wohlstand erforderlich.  

3. Einwände gegen die Fortsetzung der ökologischen Wende widerlegbar   

Erstens: Die Mehrfachkrise stoppt ökologischen Umbau: 

Die deutsche Wirtschaft ist derzeit von sich überlagernden Krisenprozessen ge-

trieben (Krieg Russlands gegen die Ukraine, Globalisierungskreise, Vordringen 

Chinas auch mit hochwertigen Produkten auf den Weltmärkten und der imperi-

ale Protektionismus der USA vor allem durch aggressive Zollpolitik sowie im 
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längerfristigen Trend der demografische Wandel und die Digitalisierung. Die ge-

samtwirtschaftliche Produktion bewegt sich derzeit eher in der Null-Zone bei 

allmählich steigender Arbeitslosigkeit. Hier schafft der ökologische Umbau 

neue Perspektiven. Schreckensbilder wie das von der Deindustrialisierung len-

ken vom notwendigen Wechsel zur Dekarbonisierung ab. Im Prozess der 

„schöpferischen Zerstörung“ (J.A. Schumpeter) entsteht eine zukunftsfähige 

treibhausgasarme Industrie. Aktuell kommt es darauf an, mit der fortzusetzen-

den ökologischen Transformation die konjunkturelle Lage zu stärken und eine 

exportorientiert nachhaltige Produktionsweise aufzubauen. Das für die Klima-

rettung verwendete „Sondervermögen“ mit insgesamt 500 Mrd. € zeigt, wie 

durch die staatlichen Ausgaben die aktuelle Wirtschaft gestärkt und der Umbau 

zur postfossilen Wirtschaft vorangetrieben werden kann. Es geht aber auch da-

rum, die Wirtschaft von den geopolitischen Risiken durch Öl- und Gasimporte 

unabhängig zu machen. Dies lehrt nicht erst der jüngste Krieg in der Golfregion 

mit seinen Auswirkungen auf die Öl- und Gaspreise in Deutschland.  

Ökologische Transformation schafft durch den Abbau der Abhängigkeit von den 

bisherigen geopolitischen Risiken ökonomische und soziale Stabilität auch in 

Deutschland. 

  

Zweitens: Ökologische Umbaukosten zu hoch 

Bei dieser Zurückweisung der ökologischen Transformation stehen nur die pri-

vatwirtschaftlich internalisierten Kosten im Vordergrund. Die externalisierten 

Kosten durch die Belastung der Umwelt werden ausgeblendet.  Und die bedro-

hen die heutige Wirtschaft. Das Umweltbundesamt schätzt die monetarisierten 

Umweltkosten für 2024 auf 647 Mrd. €. Die heute nicht verrechneten Kosten 

für die Umweltschäden steigern die kaum noch bewältigbaren Kosten durch die 

klimabedingten Katastrophen von morgen. Die Folge sind nicht nur vorüberge-

hende Betriebsstilllegungen. Dazu gehört auch die Vernichtung von Produkti-

onsstätten durch Flächenbrände, Unwetter und Hitze. Die Klimakrise entpuppt 

sich als gewaltvolle Enteignung des Produktionsmittelbesitzes. Die dagegen ge-

setzten Maßnahmen zur Entkoppelung von fossilen Energieträgern reduzieren 

künftige Umweltkosten. In der Anfangsphase der Transformation steigen erst 

einmal die Preise. Schließlich sollen die zuvor externalisierten Umweltkosten im 

Preiskalkül sichtbar gemacht werden. Mit einer gelingenden Transformation 

sinken jedoch die anfangs die Unternehmen belastenden Mehrkosten massiv. 

Künftiges Wirtschaften nutzt die im Prinzip kostenlosen erneuerbaren Energie-

quellen wie Luft, Wasser und Sonne. In der Übergangsphase sind Finanzhilfen 

erforderlich. 
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Drittens: Verlust internationaler Wettbewerbsfähigkeit 

Sicherlich fallen die Produktionskosten im Transformationsprozess gegenüber 

Ländern, die erst einmal noch die Natur als „Gratisproduktivkraft“ nutzen, hö-

her aus. Um der Benachteiligung im internationalen Wettbewerb standzuhal-

ten, ist zum Vorteil der weltweiten Umwelt ein Regime des Grenzausgleichs 

einzurichten. So sorgt das nach einer Vorbereitungsphase in diesem Jahr in der 

EU greifende Grenzausgleichssystem (Carbon Border Adjustment Mechanism, 

CBAM) dafür, dass die Umweltabgaben, die in Deutschland bei der industriellen 

Produktion erhoben werden, auf die CO2intensiven Billigimporte aufgeschlagen 

werden. Die ökologische Transformation schafft aber auch neue Impulse für die 

Exportwirtschaft. Technologisch hochwertige Produkte lassen sich auch ökolo-

gisch zugunsten der Empfängerländer für den Export nutzen. Wie der Ausbau 

von GreenSteel zeigt, hochwertige Anlagekomplexe sind entwickelt worden 

und für den Export einsetzbar. Bei der E-Mobilität hat sich dagegen negativ 

gezeigt, dass durch den mangelnden ökologischen Druck die deutsche Wettbe-

werbsfähigkeit ins Abseits geraten ist.  

 

Viertens: Offenheit auch für klimabelastende Technologien  

Die Aufgabe, alle möglichen technologische Optionen zu untersuchen, ist 

unbestritten. Hier gibt es keine Verbote. Dazu gehört beispielsweise die Arbeit 

an der Optimierung der Verbrennertechnologie in Autos und bei Heizungen.  

Dagegen geht es bei der regulierenden und fördernden Politik um die Frage, 

welche Technologie unter dem Ziel der Klimaneutralität zum Einsatz kommt. 

Unter dieser Zielsetzung scheiden auf Dauer noch so technologisch effiziente 

Optionen auf der Basis von fossilen Brennstoffen aus. Alternative 

Antriebstechniken kommen zum Einsatz. Es geht also bei der ökologischen 

Transformation um den Einsatz der Technologien, die nachweislich dem Ziel 

der Klimaneutralität dienen. So werden Verfahren gefördert und am Ende 

eingesetzt, die den Ausstoß von Treibhausgasen auf null reduzieren. Vom 

Klimaziel her kann es beim Einsatz dieser Technologie keine Offenheit geben. 

Lehrreich ist hier auch das historische Beispiel FCKW. Die Produktion sowie die 

Anwendung von Fluorkohlewasserstoff ist wegen seiner zerstörerischen 

Auswirkungen auf die Ozonschicht in der Stratosphäre weltweit 1990 auf einer 

Konferenz in London verboten worden. Infolge dieses Verbots hat sich die 

Forschung auf Alternativen zum FCKW, das damit überflüssig geworden ist, 
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konzentriert.  

 

In der aktuellen politischen Debatte dient die Forderung nach „Technologieof-

fenheit“ oftmals lediglich der Absicht, klimapolitische geächtete fossile Brenn-

stoffe auch mit dem Verweis auf deren aktuell scheinbar billigeren Preis wieder 

salonfähig zu machen. Es geht um die Reaktivierung fossiler Brennstoffe. Diese 

Politik der Konservierung fossiler Brennstoffe verhindert am Ende die Suche 

nach alternativen, klimaverträglichen Technologien bzw. Brennstoffen. So er-

höht das „Aus der Verbrennertechnologie“ den Druck auf die Suche nach An-

triebssystemen unter dem Ziel der Klimaneutralität aus. Dazu gehören im Auto-

mobilbereich die erneuerbaren Energieträger Biokraftstoffe, die aus Biomasse 

wie Pflanzen, Algen oder Abfällen hergestellt werden, um Treibhausgase im 

Verkehrssektor zu reduzieren.  

 

Fünftens: Ökologisch bepreiste Produkte nicht bezahlbar  

Die Bezahlbarkeit des ökologischen Umbaus ist eine entscheidende Vorausset-

zung für das Gelingen dieser Transformation. Im Kern geht es um den sozialen 

Ausgleich für diejenigen, die aus sozial-ökonomischen Gründen die Folgekosten 

nicht finanzieren können. Dieser finanzielle Ausgleich ist auch mit der Tatsache 

zu rechtfertigen, dass die Lasten der Klimakrise die Einkommensschwachen in 

der Gesellschaft mehr treffen. Deshalb wird seit Jahren ein Klimageld gefordert. 

Noch im Koalitionsvertag der Ampel-Koalition zumindest aufgeführt, aber nicht 

realisiert, wird dieses Klimageld regierungsoffziell heute nicht gefordert. Die 

ökologische Transformation findet jedoch gesellschaftlich nur Akzeptanz, wenn 

dieser soziale Ausgleich für die doppelte Belastung – einmal durch die Klima-

krise und dann durch Finanzierung der Gegenmaßnahmen – gesichert wird. 

Umsetzbare Modelle zur Berechnung und Verteilung des Klimageldes liegen 

vor.  

4. Sozial-ökologische Transformation entschieden fortsetzen 

Die Fortsetzung der ökologischen Transformation ist angesichts der ansonsten 

auch die Wirtschaft zerstörenden Klimakatastrophe unverzichtbar. Die jüngsten 

Erfahrungen lehren, diese alternativlose Politik ist im Sinne eines Lernprozesses 

machbar. Dafür stehen heute mehrere Megaprojekte wie der Ausbau der er-

neuerbaren Energie, der Aufbau einer Wasserstoffwirtschaft und die begon-

nene Transformation vom fossil fundierten zum grünen Stahl. Die aktuellen 

Engpässe, wie die immer noch unzureichenden Stromnetze, die unzureichende 

Versorgung mit grünem Wasserstoff, zu hohe Industriestrompreise sowie der 
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Druck durch Billigimporte von CO2-belastetem Stahl sind grundsätzlich über-

windbar. Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine „konzertierte Aktion für 

klimaneutralen Wohlstand“ zusammen auch mit den zivilen Bewegungen zu 

starten. Das zentrale Ziel der ökologischen Transformation ist und bleibt der 

Abbau der Abhängigkeit von Öl und Gas durch den fortgesetzten Ausbau erneu-

erbarer, alternativer Energiequellen (Wind, Wasser, Sonne, Wasserstoff). Die 

jüngste Preisexplosion von Öl und Gas infolge des Krieges in der Golfregion 

zeigt: Diese fossilen Brennstoffe treiben nicht nur die globale Klimakrise voran 

und führen zu massiven Wohlstandsverlusten. Mit diesen werden geopolitische 

Krisen zum elenden Risiko der darauf basierenden Produktion. Derzeit werden 

zwar nur 6,3% der Rohölimporte aus dem Nahen Osten nach Deutschland gelie-

fert. Aber über die Nachfrage nach Rohöl durch die Länder, die bisher unter 

Nutzung der Straße von Hormus beliefert worden sind und jetzt auf krisenfreie 

Länder konzentriert wird, treiben den Preis mit Rückwirkungen auch auf 

Deutschland hoch. Sowohl das ökologische Ziel, die Erderwärmung zu bremsen 

als auch die Vermeidung von Instabilität durch die infolge geopolitischer Krisen 

angefeuerte Versorgung mit fossilen Ressourcen verlangt eine Politik des kon-

sequenten Abbaus dieser Rohstoffabhängigkeit.  

 

Ein mittlerweile für selbstverständlicher Eckwert gerät in der politischen Suche 

nach energiepolitischen Lösungen ins Wanken. Es geht um erste Versuche, zur 

Kernenergie zurückzukehren. Dadurch würden Treibhausgasemissionen verhin-

dert. Dagegen stehen kaum bewältigbare Risiken mit Langzeitwirkung;  

Freisetzung von radioaktiven Stoffen vor allem im Fall einer Havarie und Ver-

seuchung riesiger Gebiete, ewige Belastung durch radioaktiven Müll (Problem 

Endlager) und wirtschaftliche Risiken mangels Rentabilität („Milliardengrab“). 

Deutschland ist vor allem mit Blick auf die Katastrophe von Fukushima 2011 aus 

der Kernenergie ausgestiegen. 2013 ging der letzte Meiler vom Netz. Damit hat 

sich Deutschland mutig der gigantischen Aufgabe gestellt, die Klimaneutralität 

durch den Verzicht auf die Nutzung fossiler Energieträger allerdings ohne Rück-

griff auf die zwar CO2-freie, aber hoch riskante Atomenergie zu schaffen. Dass 

dieser Weg „Weg von CO2 und Verzicht auf Kernenergie“ machbar ist, zeigen 

die bisherigen Erfolge beim Aufbau einer alternativen Energieversorgung. Je-

doch, derzeit gerät die Prämisse Verzicht auf Kernenergie bei der Suche nach 

(scheinbar) billigeren Lösungen unter Druck. Die EU-Kommissionspräsidentin 

Ursula von der Leyen stellte Mitte März 2026 lapidar fest: „Die Abkehr von 

Atomkraftwerken war ein strategischer Fehler“. Sie schlägt eine Rückkehr 

durch den Einsatz kleiner modularer Reaktoren („small modular reactors“) mit 
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200 – 300 Megawatt vor. Frankreich jubiliert. Noch erklärt der Bundeskanzler, 

die Rückkehr zur Atomkraft „für unbefristet erledigt“. Da kündigt der bayeri-

sche Ministerpräsident an, Bayern unter dem Titel „Kernenergie 2.0“ zum mo-

dernsten Hightech-Zentrum für modulare Kleinreaktoren (SMR) sowie der 

Kernfusion (Magnetfusion) auszubauen. Versprochen wird, den Atommüll nicht 

einfach zu „vergraben“, sondern als Brennstoff zu nutzen.  Die durch die Atom-

kraft erzeugten Risiken werden bei dieser Initiative ausgeblendet. Auf jeden 

Fall ist in Deutschland ein massiver Streit um die „Atomkraft, ja bitte“ zu erwar-

ten. Dieser Start in den Rückschritt per Erzeugung von Kernenergie erhöht den 

Druck, die sozial-ökologische Transformation mit der doppelten Aufgabe voran-

zutreiben: Wirtschaftliche und soziale Stabilität ohne weitere Treibhaus-

gasemissionen und unter Ausschluss der hoch riskanten Kernenergie zu sichern.  

 

5. Absehbarer Trend bei der Bundesregierung : Rückschritte beim     

    Klimaschutz in der Kritik 

Die Bundesregierung zeigt derzeit ein eher auf Stopp angelegtes Profil zur Re-

duktion der Klimakrise durch den Verzicht auf Treibhausgase. Noch herrscht je-

doch durch den Einfluss der SPD Unstimmigkeit. Oftmals noch unter Protest der 

SPD übernimmt die zuständige Ministerin für Wirtschaft und Energie auch für 

ihren Bundeskanzler die Pionierrolle für einen fundamentalen Abschied von der 

bisherigen Klimaziel-Politik. Wirtschaftsinteressen, die ohne Berücksichtigung 

der nachfolgenden ökologischen Belastungen die Gewinnoptimierung forcie-

ren, treiben den Kurswechsel an. Dazu liegen bereits mehrere Gesetzesent-

würfe vor. Wie auch immer der Kompromiss in der Regierungskoalition ausse-

hen wird, am Ende muss bei den derzeitigen Machtverhältnissen mit einem 

Rückschritt gerechnet werden. Deshalb verdient die Initiative des Bundesum-

weltministers Carsten Schneider, die Natur künftig zur Infrastruktur, die es zu 

stärken gilt, zu rechnen, große Anerkennung.  Die durch die von der Bundesmi-

nisterin für Wirtschaft und Energie angeführte Politik erzeugt massiven Wider-

spruch. Ohne den Einspruch aus der Zivilgesellschaft, die die bisherige Transfor-

mation vorangetrieben hat, wird die Rolle rückwärts in die fossile Wirtschaft 

nicht zu verhindern sein. Aber auch Unternehmen warnen vor der sich abzeich-

nenden Wende der Klimapolitik. Hierzu zählt der Appell von über 1 700 Unter-

nehmen, die die durch Katherina Reiche beispielsweise geplanten schlechteren 

Bedingungen für den Einsatz privater Solaranlagen und die unbeschränkte Nut-

zung von Gas- und Heizungsanlagen ablehnen.  
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Gegenüber der derzeit vorherrschenden Verunsicherung bei der Klimawende, 

die durch Interessen der Kohle- und Gasindustrie aber auch durch Akzeptanz-

defizite wegen der fehlenden sozialen Absicherung verstärkt wird, sollte der 

Nachweis der Machbarkeit ökologischer Umbaumaßnahmen gesellschaftlich 

geführt werden. Dazu gehört eine fundierte Bewertung der geplanten Maßnah-

men, mit denen die Umweltziele, die ökonomische Stabilität sowie die soziale 

Akzeptanz zu gewährleisten sind. Dabei stellt sich gegenüber der Bundesregie-

rung die Aufgabe, auf zwei Ebenen die sich abzeichnende Bremspolitik bei der 

ökologischen Transformation zu werten. Zum einen geht es um die Einfluss-

nahme der Bundesregierung auf die vergemeinschaftete Umweltpolitik der EU. 

Zum anderen steht die Auseinandersetzung über die in Deutschland geplanten 

Maßnahmen im Zentrum.  

5.1. Auf der Ebene der EU: Kurs halten 

Die Bundesregierung steht vor der Aufgabe, klar Position gegen die erkennba-

ren Bremsmanöver bei der ökologischen Transformation der EU zu beziehen. 

Dabei geht es grundsätzlich darum, das EU - Ziel Klimaneutralität bis 2050 mit 

dem Zwischenziel 55% bis 2030 gegenüber 1990 ernsthaft zu verfolgen. Nach-

dem die EU-Kommission im vergangenen Jahr empfahl, bis 2040 das Zwischen-

ziel mit mindestens 90% Reduktion der CO2-Emissionen zu erreichen, ist der 

Vorschlag unter dem Druck der Lobby durch die Anrechenbarkeit von 5% an 

Emissionszertifikaten, die in Nicht-EU-Ländern erworben werden, verwässert 

worden. Immerhin haben über 150 Unternehmen und Investoren gefordert, in 

der Verantwortung für eine zukunftsfähige Wirtschaft das Zwischenziel 90 % 

nicht aufzuweichen. Beim EU-Gipfel Mitte März dieses Jahres wurden Forde-

rungen aus einigen Mitgliedsländern zum Abbau bis hin zum befristete Ausset-

zen, ja bis zur kompletten Abschaffung des bisherigen Handels mit CO2-Zertif-

katen laut. Die Kommissionspräsidentin meint mit Vorschlägen zur Anpassung 

„an die Realitäten“: aktuelle Kosten der energieintensiven Wirtschaft ohne 

Rücksicht auf später steigender Kosten durch die Umweltkrise zu reduzieren. In 

der Diskussion sind die drei Lockerungsvorschläge: kurzfristig weniger Zertifi-

kate aus dem Markt nehmen, den Preisanstieg mittelfristig bremsen und die 

Benchmarks, die definieren, wieviel an Kohlestoff eine Anlage / ein Produkt 

ausstoßen darf, zu senken. Hinzu kommt die Forderung, wie bisher geplant, 

sollten kostenlose Zertifikate für besonders belastete Unternehmen mit dem 

Beginn des CO2-Grenzollsatzes (CBAM) im Jahr 2034 nicht mehr an die Indust-

rie abtgegeben werden.  
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Zum einen muss die erforderliche Planungssicherheit mit dem Handelssystem 

(ETS1) für Unternehmen der Stromerzeugung und CO2-lastigen Industrieunter-

nehmen, den innereuropäische Flugverkehr und die Seeschifffahrt stabilisiert 

werden. Zum anderen sollte der ursprünglich für 2027 vorgesehene Emissions-

handel (ET 2) für Brennstoffe in Gebäuden, im Verkehr und für kleinere Indust-

rieanlagen nicht um ein Jahr auf 2028 verschoben werden. Darüber hinaus ist 

wichtig, an dem Aus der Produktion neuer Autos mit Verbrennungsmotor ab 

2035 uneingeschränkt festzuhalten. Die Automobilindustrie in der EU braucht 

den Druck in Richtung Mobilitätswende. Schließlich benötigt die EU einen funk-

tionsfähigen Schutz vor den Billigimporten auf fossiler Basis. Dazu dient das zu 

stärkende Grenzausgleichssystem (CBAM), mit dem der derzeit preiswertere 

fossile Stahl aus dem Ausland durch erforderliche Emissionszertifikate den Prei-

sen der Stahlproduktion in der EU-Produktion gleichgestellt wird.  

 

5.2. Ökologie-bereinigende Gesetzesinitiativen durch die Bundesregierung in   

      der Kritik  

Die Bundesregierung hat mehrere Maßnahmen, die auf die Reaktivierung fossi-

ler Energieträger zielen, angekündigt. Auch sind erste Stimmen für die atomare 

Kernenergie aus dem Regierungskabinett unüberhörbar. Die auf den Weg ge-

brachten Gesetzesentwürfe stehen allesamt für eine Aufweichung der Klima-

ziele zugunsten der längeren Nutzung von Gas und Öl sowie einer Rückkehr zur 

Kohle. 

Am Beispiel der Reaktivierung von Gas durch die Bundeswirtschafts- und Ener-

gieministerin wird der geplante Rückzug der Bundesregierung aus der nachthal-

tigen Transformation zur kurzfristig einzelwirtschaftlichen Gewinnmaximierung 

durch Kostensenkung erkennbar: 
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Im Überblick: 

Bundeswirtschafts- und –Energieministerin gibt Gas 

Katherina Reiches Katalog zur Reaktivierung des fossilen Brennstoffs Gas 

 

Gaskraftwerke: Geplant als Minigaskraftwerke über die Funktion als 

                             Sicherungsreserve (gegen „Dunkelflaute“) hinaus  

Gas für Heizungen auf Dauer (ab 2029: Beimischung klimafreundlicher    

                              Brennstoffe wie Biomethan) 

Gas zur Produktion von grauem Wasserstoff: Wasserstoff erzeugt mit Gas 

                               statt erneuerbaren Energien  

Gasreserven erschließen in Deutschland - Aufhebung Frackingverbot von 2017 

Fracking vor allem im Bereich Schiefergasvorkommen durch Einpressen von 

Chemikalien )  

 

Die Schwerpunkte im Einzelnen:  

 *Neue Gaskraftwerke: Zu den geplanten Maßnahmen der Bundesregierung 

gehört der Bau neuer Gaskraftwerke mit einer Gesamtkapazität von 12 GW 

noch  in diesem Jahr. Begründet wird der „Gesetzentwurf zur Umsetzung der 

Gaskraftwerksstrategie“ mit der Sorge über Phasen der „Dunkelflaute“ – also 

nicht ausreichende Versorgung mit Wind- und Solarenergie. Dass die derzeitige 

Reservekapazität von Kohle auf Gas umgestellt wird, spart CO2-Belastungen 

ein. Allerdings ist auch diese fossile Reservekapazität systemisch durch einen 

konsequenten Ausbau der erneuerbaren Energien samt Netze und 

Speicherkapazitäten minimierbar. Durch die weitere Forderung von Katherina 

Reiche zusammen mit ihrem Wissenschaftlichen Beirat, die Gasreserven per 

Fracking zu reaktivieren, bestärkt den Verdacht, dass die künftige 

Energieversorgung durch den Einsatz von Gas abgesegnet werden soll. Dieses 

„schmutzige“ Gas steht diametral zur ökologischen Transformation und erhöht 

insgesamt die Abhängigkeit von geopolitischen Konflikten.  

* Schwachstelle Offshore-Ausbau: In der Nord- und Ostsee wurde 2025 im-

merhin 6% des Stroms durch 1 680 Anlagen, verteilt auf 31 Windparks erzeugt. 

Bei Vollauslastung, die allerdings im Durchschnitt der Laufzeit nicht erreicht 

wird, sind das 9,7 Gigawatt (GW), vergleichbar mit 6-7 Atomkraftwerden. Um-

gerechnet auf Vollzeitstellen sind derzeit ca. 30 000 Beschäftigte im Einsatz. 

Das Ziel der Vorgängerregierung, bis 2030 die Gesamtleistung von 30 GW zu 

erreichen, wird verfehlt werden. Die Branche erwartet bis 2030 nur zum 
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Ausbau auf 20 GW Strom von der Nord- und Ostsee. Zu Recht haben die 

Bundesländer an der Küste die Bundesregierung aufgefordert, die Offshore-

Windkraft aktiv auszubauen. Dazu ist der Ausbau der Netze bis in den Süden 

Deutschlands erforderlich. Die nicht gelungenen zwei Auktionen von 

Baugrundstücke für Offshore-Anlagen geben Anlass zum politischen Handeln. 

Zurecht erwägt die Bundesregierung, bei Investoren, die zwar die Nut-

zungsrechte in der Nordsee gekauft haben, aber nicht aktiv werden, Strafzah-

lungen zu verlangen. Unterstützt werden sollte auch der Abschluss von „Power 

Purchase Agreements“ (Stromkaufvereinbarung), kurz PPA. Diese sichern 

langfristig die Abnahme von großen Strommengen etwa durch einen in-

dustriellen Großverbraucher vom Anbieter an Strom, der auf durch Offshore-

Windanlagen produziert wird.  

* Wasserstoffausbau ausgebremst: Der Vorsitzende des „Nationalen Wasser-

stoffrats“ bezeichnet Ziele der nationalen Wasserstoffstrategie 2030 als „kra-

chend verfehlt“. Bis 2030 sollten in Deutschland insgesamt 10 Gigawatt Produk-

tionsleistung installiert sein. Aktuell sind es gerade mal 1,6% dieses Ziels. Nur 

200 Megawatt sind derzeit im Bau. Der Ausblick ist eher düster. Die Ursachen 

für den schwachen Wasserstoffhochlauf in Deutschland sind komplex. Wichtige 

Projekte pausieren oder werden ganz abgesagt. Der aktuelle Preis für grünen 

Wasserstoff ist viel teurer als geplant. Milliardenpläne zum Auf- und Ausbau 

der Energiequelle Wasserstoff werden gestoppt. Die Industrie wartet auf Klar-

heit. Die Bundeswirtschafts- und Energieministerin betont die Möglichkeit, den 

Wasserstoff nicht mit regenerierbaren Energien, sondern Gas zu produzieren; 

also den Wechsel vom grünem zu grauem Wasserstoff.  Massive Defizite zeigen 

sich beim Ausbau des Wasserstoffnetzes. Bisher sind gegenüber 9 040 km bis 

2032 nur 525 km Netzstrecke gebaut worden. Die Stillhaltepolitik der Bundes-

regierung erweckt den Eindruck, dass die grüne Wasserstoffwirtschaft, die er-

neuerbare Energien bei der Erzeugung per Elektrolyse nutzt, zugunsten fossiler 

Energieträger vernachlässigt wird.  

 

* Produktion erneuerbarer Energie durch Solaranlagen wegen Netzengpass 

erschwert:  

Die Bundesministerin für Wirtschaft und Umwelt versucht den Ausbau der er-

neuerbaren Energien – vor allem Sonne und Wind - wegen des unzureichenden 

Netzausbaus, der zu hohen Systemkosten führe, zu bremsen. Hier wird Ursache 

und Wirkung verdreht. Nicht die Wind- und Solarkraft sind der Engpass, son-

dern eine Infrastruktur, die für die Energiewelt von gestern konzipiert worden 
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ist. Kosten für das aktuelle Engpassmanagement (Redispatch) etwa durch abge-

regelten Strom lassen sich durch Netzkonsolidierung mit einmaligen Investitio-

nen einsparen. In die falsche Richtung weist der Ende März vorgelegte Vor-

schlag zu einer „Reform des Erneuerbaren -Energien-Gesetzes“ (EEG). Ziel der 

Novelle ist es, die künftigen Ausgaben für die Förderung des Ausbaus erneuer-

barer Energien gegenüber dem derzeitigen Gesetzesstand um 20% zu senken. 

So soll die EEG-Förderung für neue Anlagen auf Hausdächern komplett gestri-

chen werden.  Angenommen wird, dass sich die Anlagen auch ohne Einspeise-

vergütungen rechnen. Insbesondere im Bereich von kleinen und mittleren So-

laranlagen sollen die Fördersätze vereinheitlicht und Boni für besondere Lö-

sungen gestrichen werden. Fachleute befürchten, dass damit kosteneffiziente 

große Photovoltaik-Parks bevorzugt werden. Auch sollen kleine Photovoltaikan-

lagen nur mit 50% ihrer Einspeisung ans Stromnetz angeschlossen werden. 

Weiterhin wird gefordert, im Falle des nicht gebrauchten Stroms aus Neuanla-

gen in überlasteten Netzgebieten keine Entschädigung mehr zu bezahlen. Dazu 

werden besonders belastete Netzgebiete als „kapazitätslimitiert“ ausgewiesen.  

In der Gesamtwirkung bremsen die geplanten Maßnahmen den Ausbau der So-

larenergie mit kleineren und mittleren Neuanlagen deutlich. Zu Recht wird vor 

einer dadurch politisch erzeugten zweiten Krise der Solarwirtschaft in Deutsch-

land gewarnt. Sicherlich gibt es bei der Einspeisung von Strom aus erneuerba-

ren Energien in Gebieten mit Überkapazitäten Engpässe. Zu allererst sollten 

Maßnahmen zur Optimierung des Netzmanagements auch durch digital unter-

stützte Flexibilisierung konzentriert werden. Im Zentrum steht der Abbau von 

Netzengpässen, damit beispielsweise Windstrom aus Norddeutschland in den 

Süden fließen kann und dort nicht mehr wegen Netzengpässen hilfsweise Kraft-

werke hochgefahren werden müssen. Anstatt die Einspeisung mit erneuerba-

ren Energien zu deckeln, sollte der Netzausbau Vorfahrt haben. 

* Nach dem “Heizungshammer“: Gas und Öl im Dauereinsatz 

Mit dem vorgeschlagenen „Gebäudemodernisierungsgesetz“ sendet die Bun-

desregierung ein Signal zur dauerhaften Nutzung der fossilen Brennstoffe Öl 

und Gas. Der Preis für das dadurch eingelöste Wahlversprechen „weg mit dem 

Heizungshammer“ ist ökologisch, aber auch in der langen Frist wirtschaftlich 

extrem hoch. Gestrichen wurde die ökologisch grundsätzlich interessante Idee, 

ab 2026 nur noch Heizungsanlagen zuzulassen, bei denen mindestens 65% er-

neuerbarer Energie eingesetzt wird. Dazu gehörte selbstverständlich ein För-

derprogramm für Wärmepumpen. Damit ist die Krise der ökonomisch und öko-

logisch sinnvollen Wärmepumpen-Industrie samt dem zuständigen Handwerk 
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vorprogrammiert. Technologische Innovationen werden in diesem Kontext aus-

gebremst. Anstatt aus den negativen Erfahrungen mit dem „Heizungsgesetz“ zu 

lernen und einen Neustart mit einer breiten Förderung von Wärmepumpen zu 

versuchen, wird jetzt auf ökologischen Rückschritt gesetzt: Der zeitlich unbe-

fristete Einsatz von Heizungen stabilisiert die Abhängigkeit von Gas und Öl. Das 

heißt, Kosten fürs Heizen sind von den durch geopolitische Konflikte vor allem 

im Nahen Osten erzeugten Preisrisiken abhängig. Ein ökologisches Trostpflaster 

hält das neue Heizungsgesetz bereit. Beim gelieferten Gas und Öl ist vorgese-

hen, einen Anteil an Biomethan (aus der Biomasse) bzw. synthetische Kraft-

stoffe beizumischen. Diese „grünen Brennstoffe“ sollen ab 2029 mit 10%  

verbindlich eingefügt werden. Bis 2040 soll nach einer noch nicht präzisierten 

„Biotreppe“ der „grüne“ Anteil erhöht werden. Dieser Vorschlag aus dem 

Hause von Katherina Reiche entpuppt sich ökologisch als eine Mogelpackung. 

Schließlich gibt es technologisch und wirtschaftlich erhebliche Probleme. Denn 

die ausreichende Verfügbarkeit von Biomethan aus Biogas ist nicht gegeben 

und die Preise sind vergleichsweise hoch. Schließlich sollten die knappen 

Mengen für vorrangige Projekte wie die Erzeugung von Wasserstoff und Ölsub-

stitute genutzt werden. Auch nimmt der Druck in der Landwirtschaft zu, 

Flächen für den Anbau von Stroh und Raps umzuwidmen. Jedenfalls sind wegen 

der vergleichsweisen hohen Preise für Biomethan steigende Heizungskosten zu 

erwarten. Dabei konzentrieren sich die Belastungen vor allem auf einkommens-

schwache Mieter. Die SPD hat wenigstens angekündigt, in das Gesetzgebungs-

verfahren Finanzhilfen zum sozialen Ausgleich einzubringen.  

5.3 Weiterführende Maßnahmen im Kampf gegen die Klimakrise 

Über die Kritik und Alternativen zu Vorschlägen der Bundeswirtschafts- und 

Energieministerin hinaus stehen nachfolgende Maßnahmen auf der 

Tagesordnung.  

* Zurück zur Energieeffizienz: 

Zur Reduktion des Verbrauchs natürlicher Ressourcen gehört eine umfassende 

Strategie der Klimarettung. Dadurch werden Energie eingespart, Kosten 

gesenkt und es wird die Abhängigkeit von fossilen Energieträgern reduziert. 

Seit 2023 gilt das veraltete Energieeffizienzgesetz. Anstatt dieses Gesetz zu 

schärfen, versucht Katherina Reiche die Regelungen auszuhöhlen. Ein geleakter 

Referentenentwurf belegt den Einfluss einschlägiger Lobby Papiere, die mit den 

Forderungen großer Digitalkonzerne vor allem im Kontext der Effizienzvorga-

ben für energieintensive Rechenzentren übereinstimmen (LobbyControl; 

Campact e.V., Umweltinstitut München). Die Bundesregierung sollte sich 



 

 16 

dagegen für eine „Initiative „Energie-Effizienz“ verständigen. Es gilt nicht nur 

den Verbrauch zu reduzieren, sondern Einsparungen durch steigende 

Ressourcenproduktivität voranzutreiben. Wegweisend für diese Aktivitäten ist 

die Pilotuntersuchung, die der Club of Rome 1997 zum Faktor Vier vorgelegt 

hat: „Doppelter Wohlstand - halbierter Naturverbrauch“. Der Staat ist gut 

beraten, diese Ressourceneinsparpotenziale in der Wirtschaft auf der Basis 

auch von Forschungsarbeit zu stärken. Ein Programm zur staatlichen Förderung 

„Steigerung der Ressourcenproduktivität“ für Wirtschaft und Staat wäre 

sinnvoll. 

* Unternehmen mit Staat in Kooperation: Die Vorgängerregierung hat eine be-

deutsame ordnungspolitische Neuerung vorangetrieben. Es geht um die Absi-

cherung des längerfristig angelegten Umbaus der Unternehmen durch massive 

Investitionen. Hier springt der Staat mit einer Finanzierung ein. Während die 

Unternehmen ansonsten überfordert wären, den Umbau aus eigenen Finanz-

mitteln zu finanzieren, ist dessen Realisierung weit über das Unternehmen hin-

aus für die Gesellschaft von Vorteil. Hieraus lassen sich umfassende Finanzie-

rungssprogramme durch den Staat, die eine mehrjährige Planbarkeit sicherstel-

len, ableiten. Ein neues Modell der produktiven Kooperation zwischen Staat 

und Unternehmen ist mit dem Ziel des nachhaltigen Wirtschaftens erforderlich. 

Übrigens hat die EU die staatliche Förderung mit Beihilfen den Tatbestand „Im-

portant Projects of Common European“) geschaffen. Im Bereich der Wasser-

stoffwirtschaft sowie mit den Fördermitteln zum GreenSteel-Umbau (ca. 8 Mrd. 

€) gibt es erste positive Erfahrungen. Die bisherige Praxis zeigt: Während die 

strategische Planung und die operative Tätigkeit beim Unternehmen liegen, si-

chert der Staat über einen längerfristigen Zeitraum wegen der unternehmens-

übergreifenden, gesamtökologisch positiven Effekte die Finanzierung. Die Fort-

setzung dieser Schwerpunktprojekte ist heute durch die klimapolitischen Rück-

schritte der Bundesregierung gefährdet. 

* Ausbau staatlicher Öko-Infrastruktur: Eine weitere Aufgabe auf der staatli-

chen Agenda zum Erreichen der Klimaneutralität ist es, eine nachhaltige Infra-

struktur zu sichern. Hierzu stehen in Deutschland durch das „Sondervermögen 

Infrastruktur und Klimaneutralität“ insgesamt 500 Mrd. € für über 10 Jahre zur 

Verfügung. Soweit konsequent in eine nachhaltige Zukunft investiert wird, ist 

diese Finanzierung per öffentlicher Kredite sinnvoll.  Kommende Generationen, 

die von dem künftig nachhaltigen Wohlstand auch profitieren werden, tragen 

nach dem Prinzip intergenerativer Gerechtigkeit über den zu leistenden  
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Kapitaldienst zur Finanzierung der heute auf den Weg gebrachten 

Infrastrukturmaßnahmen bei. Bedingung ist, dass die heutigen Kreditmittel 

zielgenau für zusätzliche Investitionen zur Erreichung der Klimaneutralität 

ausgegeben werden.  

 

* Ohne Sozialausgleich keine Akzeptanz: Die Bundesregierung schreibt derzeit 

ein folgenreiches Defizit fort.  Es geht um die soziale Absicherung der ökologi-

schen Transformation. Die Vorgängerregierung hatte immerhin noch die Forde-

rung nach einem Klimageld in ihren Koalitionsvertrag aufgenommen. Entspre-

chende Maßnahmen zeichnen sich derzeit nicht ab. Bei der schwarz-roten Re-

gierungskoalition kommt das Thema nicht einmal mehr im Koalitionsvertrag 

vor. Dabei ist unbestreitbar, die ökologische Transformation erhöht die Preise 

für CO2-lastige Produkte des Endverbrauchs ohne Rücksicht auf die soziale 

Lage. Damit konzentriert sich die ökologische Belastung auf diejenigen, die 

über wenig Einkommen gegenüber den ökologisch gewollt verteuerten Produk-

ten verfügen. Dort ist der Verlust an realer Kaufkraft vergleichsweise hoch. Die 

sozial starke Belastung der Bevölkerung führt zur Ablehnung des Gesamtprojek-

tes ökologische Transformation. Parteien mit weniger oder kompletter Distanz 

zur Klimakrise profitieren von diesem „sozialen Frust“. Gegen die sozial unge-

rechte Lastenverteilung muss vorgegangenen werden. Schließlich fällt nicht nur 

die Belastung durch ökologisch steigende Preise bei den Einkommensstarken 

und Vermögenden niedriger aus. Studien zeigen, dass ihr Beitrag zur Klimakrise 

durch den vergleichsweise höheren Konsum intensiver sei. Gegen diese soziale 

Ungerechtigkeit durch klimapolitisch bedingte höhere Verbraucherpreise rich-

tet sich das Klimageld. Dabei wäre es sinnvoll, ein allgemeines Klimageld pro 

Kopf der Bevölkerung einzuführen. Bezogen auf unterschiedliche ökologische 

Herausforderungen könnte jedoch bei den Klimageldsätzen zwischen Regionen 

und sozialen Gruppen unterschieden werden. Für die Finanzierung des Klima-

geldes sollten die Einnahmen auf der innerdeutschen CO2-Abgabe sowie der 

EU-Emissionszertifikate komplett genutzt werden.  

--------------------------------------------------------------------------------------------- 


